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Bebauungsplan Nr. 113  
„Freiflächen-Photovoltaik Clausmoor“ 
mit örtlicher Bauvorschrift (ÖBV) 

 

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB sowie der Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB vom 25.06.2025 bis 
25.07.2025 

hier: Übersicht der bisherigen Stellungnahmen 
 
 

I. Behörden 
 

 
Geäußerte Belange Bewertung aus der Sicht der Verwaltung 

 
 
 

1. Landkreis Gifhorn vom 24.07.2025   

Zum o.g. Planverfahren erhalten Sie folgende 
Stellungnahmen:  
 
Ortsplanung  
 
Gegen den o.g. Bebauungsplan der Stadt Gif-
horn bestehen keine Bedenken.  
 
Im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und 
Detaillierungsgrad der Umweltprüfung habe 
ich keine Anregungen. Der Umweltbericht ist 
gemäß der Anlage 1 zum Baugesetzbuch abzu-
fassen.  
 
Es ist darauf zu achten, dass im weiteren Ver-
fahren die Verfahrens-und Formvorschriften 
des Baugesetzbuches eingehalten werden. 
 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Verfahrens- und Formvorschriften des 
Baugesetzbuches werden beachtet. 

Brandschutz  
 
Allgemein:  
 
Zur Sicherstellung der Löschwasserbereitstel-
lung wurden durch den Planaufsteller keine 
oder geringe Angaben gemacht.  
 
Zur Sicherstellung der erforderlichen Löschwas-
serversorgung gehört neben der abhängigen 
Löschwasserversorgung (Hydranten im Trink-
wassernetz) auch eine unabhängige Löschwas-
serversorgung (z.B. Löschwasserbrunnen). Die 
Wasserversorgungsunternehmen gehen, aus 

  
 
 
 
Es erfolgt ein Hinweis auf die Stellungnahme 
in der Begründung. Der Brandschutz ist ab-
schließend im Rahmen der Genehmigung an-
hand des konkreten Vorhabens nachzuwei-
sen. 
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trinkwasserhygienischen Gründen, zwischen-
zeitlich dazu über die vorhandenen Versor-
gungsleitungen mit geringeren Rohrdurchmes-
sern zu versehen, um die Verkeimung des 
Trinkwassers so gering wie möglich zu halten. 
In Neubaugebieten werden daher auch Lei-
tungsnetze mit geringen Rohrdurchmessern 
verbaut. Die geringen Rohrdurchmesser führen 
dazu, dass über das Hydrantennetz nicht die er-
forderliche Löschwassermenge zum Grund-
schutz zur Verfügung gestellt werden kann. 
 
Zu dem Bauvorhaben wird nach Prüfung der 
vorliegenden Unterlagen aus brandschutztech-
nischer Sicht wie folgt Stellung genommen:  
 
Gebietstypik:  
 
Nicht genügend Angaben zur Bestimmung der 
Gebietstypik vorhanden. 
 

  

Bemessung:  
 
Gegen den o. g. Bebauungsplan bestehen ge-
mäß der zur Zeit vorgelegten Zeichnungen und 
Beschreibungen in brandschutztechnischer Hin-
sicht keine Bedenken, wenn nachfolgende Be-
dingungen erfüllt bzw. Auflagen aufgenommen 
und bei der Planerstellung und Ausführung der 
Erschließung beachtet werden:  
Keine Aussage zum Löschwasserbedarf mög-
lich. 
 

  

1. Zum Grundschutz hat die Löschwasserbe-
reitstellung für die geplanten Gebietstypen 
für zwei Stunden als Löschwassergrundsi-
cherung durch die Gemeinde zu erfolgen. 
Kann der Bedarf nicht durch die öffentliche 
Wasserversorgung (Hydrantennetz) oder un-
erschöpfliche Wasserquellen zur Verfügung 
gestellt werden, ist der Löschwasserbedarf 
über unabhängige Löschwasserentnahme-
stellen (z.B. Löschwasserbrunnen, Löschwas-
serteiche, etc.) sicherzustellen. Die Wasser-
entnahmestellen dürfen nicht weiter als 
300 m vom jeweiligen Objekt entfernt sein. 
Die erste Löschwasserentnahmestelle sollte 
nicht weiter als 75 m Lauflinie von den ent-
sprechenden Gebäuden entfernt sein. Der 
tatsächliche Löschwasserbedarf und die 
Lage der Löschwasserentnahmestellen sind 
mit dem Gemeinde-/Samtgemeinde-/Stadt-
brandmeister festzulegen. Dies entspricht 
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der Fachempfehlung „Löschwasserversor-
gung aus Hydranten in öffentlichen Ver-
kehrsflächen“ der AGBF, des DFV und des 
DVGW (Stand 04/2018).  

 
2. Werden in den geplanten Gebietstypen grö-

ßere Objekte angesiedelt (z.B. Alten- und 
Pflegeheime, Sonderbauten u. ä.) ist zum 
vorhandenen Grundschutz zusätzlich Lösch-
wasser für den Objektschutz erforderlich. 
Die erforderliche Löschwassermenge für den 
Objektschutz richtet sich nach der Art und 
der Größe des Objektes.  

 
3. Liegen Gebäude mehr als 50 m von der öf-

fentlichen Verkehrsfläche entfernt oder liegt 
die oberste Wandöffnung oder sonstige Stel-
len, die zum Anleitern bestimmt sind, mehr 
als 8 m über der Geländeoberfläche, sind be-
festigte Zu - und Durchfahrten erforderlich 
und entsprechende Wendemöglichkeiten 
(Wendehammer) für Feuerwehrfahrzeuge 
mit einer Achslast von bis zu 10 t und einem 
zulässigen Gesamtgewicht bis zu 16 t vorzu-
sehen. § 1 DVO-NBauO  

 
Hinweis:  
Zu allen Grundstücken und Gebäuden sollte 
eine Zufahrt für Feuerwehr-und Rettungsfahr-
zeuge in einer Breite von mindestens 3,00 m 
vorgesehen werden. (§ 4 NBauO in Verbindung 
mit §§ 1 und 2 DVO-NBauO und der Richtlinie 
über Flächen für die Feuerwehr) 
 
Kreisarchäologie  
 
Nach Unterlagen und Wissen der Kreis-und 
Stadtarchäologie Gifhorn sind in dem geplan-
ten Bereich keine Bodendenkmale bekannt. 
Gegen das o. g. Vorhaben bestehen daher aus 
Sicht der Bodendenkmalpflege keine Bedenken. 
 
Es ist nicht auszuschließen, dass bei Bodenein-
griffen archäologische Denkmale auftreten, die 
dann unverzüglich der Unteren Denkmalschutz-
behörde / der Kreis-und Stadtarchäologie 
(Herrn Dr. Eichfeld, Tel. 05371/3014; ingo.eich-
feld@gifhorn.de) gemeldet werden müssen 
(§ 14 Abs. 1 Niedersächsisches Denkmalschutz-
gesetz -NDSchG). Möglicherweise auftretende 
Funde und Befunde sind zu sichern, die Fund-
stelle unverändert zu belassen und vor Schaden 
zu schützen (§ 14 Abs. 2 NDSchG).  

  
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine 
Bedenken bestehen. Es besteht bereits in der 
Begründung ein Hinweis auf den Umgang bei 
Auffinden von Bodenfunden. 
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Stellungnahmen seitens der Baudenkmalpflege 
erfolgen separat. 
 
Kreisstraßenwesen  
 
Das o. g. Plangebiet berührt nicht die Belange 
einer Kreisstraße.  
Ortsdurchfahrten sind ebenfalls nicht betrof-
fen.  
Insofern bestehen keine Bedenken. 
 

  
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine 
Bedenken bestehen. 

Untere Wasserbehörde  
 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans ver-
läuft ein Gewässer dritter Ordnung.  
 
Gewässer sind nachhaltig zu bewirtschaften. 
Ihre Funktions-und Leistungsfähigkeit als Be-
standteil des Naturhaushalts und als Lebens-
raum für Tiere und Pflanzen ist zu erhalten und 
zu verbessern. (§ 6 Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG)).  
Gemäß Schau-und Unterhaltungsordnung für 
die Gewässer dritter Ordnung ist ein beidseiti-
ger 5 m breiter Streifen entlang der oberen Bö-
schungskante so zu bewirtschaften, dass die 
Unterhaltung nicht beeinträchtigt wird.  
Bei der Beplanung der Flächen ist zu beachten, 
dass dieser Streifen nördlich entlang des Ge-
wässers freigehalten wird und mit Räumgerä-
ten befahrbar sein muss.  
Südlich entlang des Gewässers ist der Unterhal-
tungsstreifen nicht vorhanden, er ist mit Gehöl-
zen bestanden. 
 
An Gewässern dritter Ordnung ist nach § 38 
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und § 58 Nie-
dersächsisches Wassergesetz (NWG) beidseits 
ein 3 m breiter Gewässerrandstreifen ab Bö-
schungsoberkante festgesetzt.  
Im Gewässerrandstreifen vorhandene stand-
ortgerechte Gehölze (südlich entlang des Ge-
wässers) müssen erhalten werden (§ 38 Abs. 4 
Nr. 2 WHG).  
 
Die Festsetzung zum Erhalt der Bäume im Ge-
wässerrandstreifen südlich entlang des Gewäs-
sers ist wie dargelegt auch aus wasserrechtli-
cher Sicht zu fordern und wird ausdrücklich be-
grüßt.  
Das Gewässer und der Unterhaltungsstreifen 
nördlich entlang des Gewässers (mindestens 
5 m ab Böschungsoberkante) sind bei der Auf-

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Für den angesprochenen Bereich nördlich 
des Gewässers III. Ordnung wird ein Unter-
haltungsstreifen in 5 m Breite gesichert.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Erhalt der Gehölze südlich des Grabens 
wird auch weiterhin über den Bebauungsplan 
gesichert. 
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stellung des Bebauungsplanes zu berücksichti-
gen und als frei zu haltende Flächen festzuset-
zen. Eine Befestigung darf nicht erfolgen.  
Die am östlichen Rand des Bebauungsplans 
vorgesehene Fläche für Anpflanzungen von Ge-
hölzen muss einen Abstand von mindestens 
5 m zur Böschungsoberkante des Gewässers 
einhalten, sie ist dahingehend zu ändern. 
 
Hinweise:  
Im Gewässerrandstreifen und Unterhaltungs-
streifen dürfen keine Veränderungen der Ober-
fläche erfolgen, auch keine Aufschüttungen, 
Befestigungen oder Lagerung von Gegenstän-
den.  
Anlagen in, an, über oder unter Gewässern, 
z.B. auch Überfahrten, Kabel oder Zaunanla-
gen, bedürfen der wasserrechtlichen Genehmi-
gung.  
Das Gewässer darf nicht überbaut werden. 
Veränderungen des Gewässers oder seiner Ufer 
bedürfen einer wasserrechtlichen Plangeneh-
migung nach § 68 WHG. 
 

 
 
 
Die Baumreihe südlich des Gewässers wurde 
zwischenzeitlich entfernt. Der Bebauungs-
plan setzt die Neuanpflanzung unter Berück-
sichtigung des Mindestabstandes von 5 m zur 
Böschungsoberkante fest. 
 
 
Es erfolgt ein allgemeiner Hinweis auf die 
Stellungnahme. 

 

  

Quelle: Umweltkarten Niedersachsen 
(https://urls.niedersachsen.de/p2ok) 
 

  

Die Gemeinden sind nach § 1 Abs. 6 Nr. 12 
BauGB für die Belange des Hochwasserschut-
zes zuständig. Dies schließt die Vorsorge vor 
Starkregen und Überflutungen mit ein.  
Im November 2024 sind Hinweiskarten für 
Starkregengefahren in Niedersachsen veröf-
fentlicht worden:  
https://www.geoportal.de/map.html?map= 
tk_04-hinweiskarte-starkregengefahren-ni 
Sowohl für Starkregen als auch für die Überflu-
tungsvorsorge existieren Leitfäden, an denen 
man sich in der Planung orientieren kann. 
 

 Die Begründung wird um den Aspekt von 
Starkregen und Überflutung ergänzt. 

   

https://urls.niedersachsen.de/p2ok
https://www.geoportal.de/map.html?map
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Untere Naturschutz-und Waldbehörde  
Aus Sicht der Unteren Naturschutzbehörde ist 
Folgendes bei der weiteren Planung zu beach-
ten:  
 
Innerhalb der Maßnahmenfläche (1) ist eine 
min. dreireihige und 5 m breite Hecke aus hei-
mischen und auf den Standort angepassten Ge-
hölzen zu entwickeln.  
 
Für die Umsetzung der Maßnahmenfläche (2) 
ist in der folgenden Auslegung ein genaues Be-
wirtschaftungskonzept auszuarbeiten, in dem 
die Bewirtschaftung und Ansaat der Fläche be-
schrieben wird.  
Zudem ist die Wiederanpflanzung der entfern-
ten Gehölze erforderlich, welche sich im Gra-
benbereich der östlichen Vorhabenfläche be-
funden haben. Dies hat im Umfang 1:1 zu erfol-
gen und ist mithilfe von standortheimischen 
und auf den Standort angepassten Gehölzen 
umzusetzen.  
Falls eine Nachpflanzung innerhalb des Gra-
benbereichs nicht möglich ist, ist in Absprache 
mit der Unteren Naturschutzbehörde ein neuer 
Standort im direkten Umfeld der Vorhabenflä-
che abzustimmen. 
Eignen würde sich hierfür auch die Erweiterung 
des im Osten an die Vorhabenfläche angren-
zenden Waldes, ggf. ist an diesem Standort 
eine Anpassung der Gehölzauswahl erforder-
lich.  
Die anzupflanzenden Gehölze sind mit einem 
Umfang von 14-16 cm anzupflanzen.  
 
Derzeit ist der Umweltbericht nicht prüfbar, da 
die Unterlagen nicht vollständig vorliegen, da-
her können noch keine Aussagen zur Bilanzie-
rung, sowie Biotoptypen oder Ausgleichsmaß-
nahmen getroffen werden. 
 

  
 
 
 
 
Die Anpflanzung wird von zwei- auf dreireihig 
geändert. 
 
 
 
Ein Bewirtschaftungskonzept wird ergänzt. 
 
 
 
 
Südlich des Grabens III. Ordnung wird die Er-
haltungsfestsetzung in Anpflanzfestsetzung 
geändert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Pflanzqualität wird gefolgt. 
 
 
Der Umweltbericht wird im weiteren Verfah-
ren ergänzt. 
 

Untere Abfallbehörde 
 
Stellungnahme aus Sicht der Durchführung der 
Abfallentsorgung:  
Keine Bedenken gegen die Planungen der 
FFPV-Anlage. 
 

  
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine 
Bedenken bestehen. 

Regiebetrieb Breitbandausbau 
 
Seitens des Landkreis Gifhorn –Regiebetrieb 
Breitbandausbau -bestehen gegen das Vorha-
ben grundsätzlich keine Bedenken.  
 

  
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine 
Bedenken bestehen. Es erfolgt ein Hinweis 
auf die bestehenden LWL- Anlagen im Be-
reich des Lehmweges. 
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Im Plangebiet des Bebauungsplanes „Freiflä-
chen -Photovoltaik Clausmoor“ befinden sich 
LWL-Anlagen im Zuständigkeitsbereich des Re-
giebetrieb Breitbandausbau:  
 
-  entlang Lehmweg sowie in der Zufahrt Lehm-

weg 105 (Gemarkung Gifhorn, Flur 45, Flst. 31)  
 
Im Zuge nachgelagerter Planungsphasen sowie 
bei Aufgrabungen sind maximal zwei Wochen 
vor Baubeginn, aktuelle Leitungsauskünfte 
(LWL-Leitungsauskunft@landkreis-gifhorn.de) 
einzuholen und sich über die genaue Lage der 
vorhandenen LWL-Leitungen zu informieren. 
 

1. Landkreis Gifhorn vom 05.08.2025   

Ergänzend zu meiner Mail vom 24.07.2025 er-
halten Sie nachfolgend die Stellungnahme der 
unteren Wasserbehörde: 
 

  

Stellungnahme 9.2 Oberflächengewässer 
 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans ver-
läuft ein Gewässer dritter Ordnung. 
 
Gewässer sind nachhaltig zu bewirtschaften. 
Ihre Funktions- und Leistungsfähigkeit als Be-
standteil des Naturhaushalts und als Lebens-
raum für Tiere und Pflanzen ist zu erhalten und 
zu verbessern. (§ 6 Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG)).  
 
Gemäß Schau- und Unterhaltungsordnung für 
die Gewässer dritter Ordnung ist ein beidseiti-
ger 5 m breiter Streifen entlang der oberen Bö-
schungskante so zu bewirtschaften, dass die 
Unterhaltung nicht beeinträchtigt wird.  
Bei der Beplanung der Flächen ist zu beachten, 
dass dieser Streifen nördlich entlang des Ge-
wässers freigehalten wird und mit Räumgerä-
ten befahrbar sein muss. 
Südlich entlang des Gewässers ist der Unterhal-
tungsstreifen nicht vorhanden, er ist mit Gehöl-
zen bestanden. 
 
An Gewässern dritter Ordnung ist nach § 38 
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und § 58 Nie-
dersächsisches Wassergesetz (NWG) beidseits 
ein 3 m breiter Gewässerrandstreifen ab Bö-
schungsoberkante.  
Im Gewässerrandstreifen vorhandene stand-
ortgerechte Gehölze (südlich entlang des Ge-
wässers) müssen erhalten werden (§ 38 Abs. 4 
Nr. 2 WHG). 

 Die Stellungnahme ist bereits in der oben an-
gefügten gesammelten Stellungnahme des 
Landkreises enthalten. 
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Die Festsetzung zum Erhalt der Bäume im Ge-
wässerrandstreifen südlich entlang des Gewäs-
sers ist wie dargelegt auch aus festgesetzt 
wasserrechtlicher Sicht zu fordern und wird 
ausdrücklich begrüßt. 
Das Gewässer und der Unterhaltungsstreifen 
nördlich entlang des Gewässers (mindestens 
5 m ab Böschungsoberkante) sind bei der Auf-
stellung des Bebauungsplanes zu berücksichti-
gen und als frei zu haltende Flächen festzuset-
zen. Eine Befestigung darf nicht erfolgen. 
Die am östlichen Rand des Bebauungsplans 
vorgesehene Fläche für Anpflanzungen von Ge-
hölzen muss einen Abstand von mindestens 
5 m zur Böschungsoberkante des Gewässers 
einhalten, sie ist dahingehend zu ändern. 
 
Hinweise: 
Im Gewässerrandstreifen und Unterhaltungs-
streifen dürfen keine Veränderungen der Ober-
fläche erfolgen, auch keine Aufschüttungen, 
Befestigungen oder Lagerung von Gegenstän-
den. Anlagen in, an, über oder unter Gewäs-
sern, z.B. auch Überfahrten, Kabel oder Zaun-
anlagen, bedürfen der wasserrechtlichen Ge-
nehmigung. Das Gewässer darf nicht überbaut 
werden. Veränderungen des Gewässers oder 
seiner Ufer bedürfen einer wasserrechtlichen 
Plangenehmigung nach § 68 WHG.  
 

 
 
Stellungnahme 9.2 Niederschlagswasser und 
Schmutzwasser: 
 
Die Gemeinden sind nach § 1 Abs. 6 Nr. 12 
BauGB für die Belange des Hochwasserschut-
zes zuständig. Dies schließt die Vorsorge vor 
Starkregen und Überflutungen mit ein.  
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Im November 2024 sind Hinweiskarten für 
Starkregengefahren in Niedersachsen veröf-
fentlicht worden:  
https://www.geopor-
tal.de/map.html?map=tk_04-hinweiskarte-
starkregengefahren-ni 
Sowohl für Starkregen als auch für die Überflu-
tungsvorsorge existieren Leitfäden, an denen 
man sich in der Planung orientieren kann. 
 

2. Regionalverband Großraum Braunschweig 
vom 24.07.2025 

  

Die Stadt Gifhorn plant mit der Aufstellung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Freiflä-
chen – Photovoltaik Clausmoor" die Festset-
zung eines Sondergebietes für den Bau einer 
Photovoltaik-Freiflächenanlage östlich der 
Kernstadt im Bereich des Clausmoors. 
 
Als für den Großraum Braunschweig zustän-
dige untere Landesplanungsbehörde und Träge 
der Regionalplanung nehme ich zu der Planung 
wie folgt Stellung: 
 
Die Zeichnerische Darstellung des Regionalen 
Raumordnungsprogramms (RROP) 2008 für 
den Großraum Braunschweig legt für das Plan-
gebiet ein Vorranggebiet Freiraumfunktionen 
fest. Überlagernd ist die Fläche ebenfalls als 
Vorbehaltsgebiet Natur und Landschaft, Vorbe-
haltsgebiet Erholung und Vorbehaltsgebiet 
Landwirtschaft (aufgrund des hohen, standort-
gebundenen landwirtschaftlichen Ertragspo-
tenzials) festgelegt. 
 
Insbesondere das Vorranggebiet Freiraumfunk-
tionen ist dabei als Ziel der Raumordnung bin-
dend für das geplante FFPV-Vorhaben. Das 
Vorranggebiet im Gebiet Clausmoor begründet 
sich dabei durch die vorhandenen Waldflächen 
sowie die potenzielle Erholungsnutzung. Die 
konkret für das Vorhaben vorgesehene Fläche 
liegt jedoch zwischen einer bestehenden Bio-
gasanlage und einer Einzelwohnbebauung. Sie 
weist keinen Waldbestand auf und wird für Er-
holungszwecke offenbar nicht aufgesucht, da 
keine Wege entlang der Fläche verlaufen. Dar-
über hinaus ist die Fläche durch die angren-
zende Biogasanlage bereits vorgeprägt und be-
sitzt daher nur eine eingeschränkte Bedeutung 
für die Landschaftsbezogene Erholung. Die be-
stehende Wegeinfrastruktur bleibt im Zuge des 
Vorhabens erhalten und weiterhin nutzbar. 
 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.geoportal.de/map.html?map=tk_04-hinweiskarte-starkregengefahren-ni
https://www.geoportal.de/map.html?map=tk_04-hinweiskarte-starkregengefahren-ni
https://www.geoportal.de/map.html?map=tk_04-hinweiskarte-starkregengefahren-ni
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Aus den genannten Gründen sowie aufgrund 
der geringen Flächeninanspruchnahme kann 
davon ausgegangen werden, dass das Vorha-
ben ebenfalls mit den überlagernden Vorbe-
haltsgebieten vereinbar ist. 
 

 
 
 

Zur besseren Nachvollziehbarkeit sollte die Be-
gründung des Bebauungsplans entsprechend 
ergänzt werden, damit ersichtlich wird, dass 
eine sachgerechte Auseinandersetzung und Ab-
wägung der Ziele und Grundsätze der Raum-
ordnung erfolgt ist. 
 
Positiv zu bewerten ist, dass im Rahmen des 
Vorhabens Eingrünungsmaßnahmen vorgese-
hen sind, welche die visuelle Wirkung der An-
lage auf das Landschaftsbild verringern. Diese 
Maßnahmen sind aus raumordnerischer Sicht 
ausdrücklich zu begrüßen. 
 

 Die Begründung wird bezüglich der Abwä-
gung zum Vorranggebiet Freiraumfunktion 
ergänzt. 

3. Stadt Braunschweig    

--- 
 

  

4. Stadt Wolfsburg    

--- 
 

  

5. Stadt Wittingen vom 01.07.2025   

Seitens der Stadt Wittingen bestehen keine Be-
denken bzgl. des o. g. Verfahrens. 
 

  

6. Samtgemeinde Boldecker Land    

--- 
 

  

7. Samtgemeinde Brome    

--- 
 

  

8. Samtgemeinde Hankensbüttel 
vom 25.06.2025 

  

Seitens der Samtgemeinde Hankensbüttel wer-
den zur o.g. Bauleitplanung keine Anregungen 
oder Bedenken vorgebracht. 
 

  

9. Samtgemeinde Papenteich    

--- 
 

  

10. Gemeinde Sassenburg    

--- 
 

  

11. Samtgemeinde Isenbüttel    

--- 
 

  

12. Samtgemeinde Meinersen    

---   
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13. Samtgemeinde Wesendorf    

--- 
 

  

14. Avacon Netz GmbH vom 07.07.2025   

Im Geltungsbereich befinden sich keine Versor-
gungsanlagen von Avacon Netz GmbH/ Avacon 
Wasser GmbH / WEVG GmbH & Co KG. 
 
Änderungen der uns vorliegenden Planung be-
dürfen einer erneuten Prüfung. 
 
Wir bitten Sie, uns am weiteren Verfahren zu 
beteiligen. 
 
Zukünftige Anfragen können Sie gerne digital 
an fremdplanung@avacon.de senden. 
 

 Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine 
Versorgungsanlagen der Avacon bestehen. 

15. ExxonMobil Production Deutschland GmbH 
vom 25.06.2025 

  

Die ExxonMobil Production Deutschland GmbH 
(EMPG) handelt im Namen und in Vertretung 
der BEB Erdgas und Erdöl GmbH & Co. KG 
(BEB), der Mobil Erdgas-Erdöl GmbH (MEEG) 
und ihrer Tochtergesellschaften. 
Von dem o.a. Vorhaben sind Betriebsanlagen 
der von der EMPG vertretenen o.a. Gesellschaf-
ten nicht betroffen. 
 

 Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine 
Betroffenheit besteht. 

16. Harbour Energy vom 04.07.2025   

Wir bedanken uns für die Beteiligung an der 
o. g. Maßnahme und nehmen hierzu wie folgt 
Stellung (Az.: AFD-2025-1336):  
Der räumliche Geltungsbereich des oben ge-
nannten Verfahrens liegt außerhalb unserer öf-
fentlich-rechtlich verliehenen Bergbauberechti-
gungen nach Bundesberggesetz (BBergG) zur 
Gewinnung von Rohstoffen. In unserem Eigen-
tum befindliche Bohrungen oder Anlagen sind 
von dem Verfahren ebenfalls nicht betroffen. 
Es bestehen keine Bedenken bzgl. der Durch-
führung des Vorhabens. 
 
Hinweis: 
Am 04. September 2024 wurde die Wintershall 
Dea Deutschland GmbH von Harbour Energy 
übernommen. Bitte beachten Sie unsere neue 
E-Mailadresse plananfragen@harbour-
energy.com. 
 
 
 
 

 Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine 
Bedenken bestehen. 

mailto:fremdplanung@avacon.de
mailto:plananfragen@harbourenergy.com
mailto:plananfragen@harbourenergy.com


 

 

- 12 - 
 

17. Landesverband Erneuerbare Energien Nie-
dersachsen / Bremen  

  

--- 
 

  

18. LSW Netz GmbH & Co KG vom 27.06.2025   

Wir nehmen Bezug auf Ihr Schreiben vom 
24.06.2025 zum Bebauungsplan Nr. 113  Frei-
flächen - Photovoltaik Clausmoor in Gifhorn. 
 
Im betroffenen Bereich befinden sich Versor-
gungsleitungen, welche durch die LSW Netz be-
trieben werden. Diese Leitungen dürfen gene-
rell nicht überbaut oder mit Bäumen über-
pflanzt werden, damit das Wurzelwerk unsere 
Versorgungsleitungen nicht beschädigen kann 
und diese für Reparatur- und Erneuerungsar-
beiten zugänglich bleiben. Außerdem ist bei der 
Trassenvergabe darauf zu achten, dass die Lei-
tungen nicht durch andere Leitungsträger 
überbaut werden und somit jederzeit die Zu-
gänglichkeit gegeben bleibt (Kreuzungen von 
Leitungsträgern ausgenommen).  
 
Bezüglich einzuhaltender Abstände, Schutz-
streifen und Arbeiten im Bereich unserer Ver-
sorgungsleitungen ist die im Anhang beige-
fügte Anlage „LSW_Anweisun-
gen_zum_Schutz_unterirdischer_Leitun-
gen.pdf“ zu beachten. 
 
Sofern Bauarbeiten im Bereich unserer Leitun-
gen oder Anlagen geplant sind, stimmen Sie 
diese bitte im Vorfeld mit uns ab. Vor dem Be-
ginn von Tiefbauarbeiten im Bereich der Kabel 
ist unser vor Ort zuständiger Netzmeister Olaf 
Küster, 05371 802 2321 zu informieren. In eini-
gen Fällen ist es erforderlich, die Leitungen 
temporär abzuschalten. 
 
Aktuelle Bestandsunterlagen sowie das „Merk-
heft für Baufachleute“ (Wichtige Hinweise zum 
Schutz der Leitungen und zur Verhütung von 
Unfällen) erhalten Sie auf Anfrage unter 
https://www.lsw-netz.de/service/planaus-
kunft. 
 
Änderungen der vorliegenden Planung bedür-
fen einer erneuten Überprüfung. 
Bitte nutzen Sie zur Korrespondenz im Rahmen 
der Beteiligung von Trägern öffentlicher Be-
lange das Postfach netzplanung@lsw-netz.de. 
Etwaige Papierunterlagen werden wir vernich-
ten, sofern wir von Ihnen binnen zwei Wochen 
keinen Einwand erhalten. 

  
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass im be-
troffenen Bereich Versorgungsleitungen der 
LSW bestehen. Ein Leitungsplan wurde der 
Stellungnahme nicht beigelegt, so dass keine 
weiteren Maßnahmen getroffen werden kön-
nen.  

https://www.lsw-netz.de/service/planauskunft
https://www.lsw-netz.de/service/planauskunft
mailto:netzplanung@lsw-netz.de
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19. Stadtwerke Gifhorn GmbH    

--- 
 

  

20. Vermilion Energy Germany GmbH & Co. KG 
vom 27.06.2025 

  

Ich teile Ihnen mit, dass unsere Leitungen und 
Anlagen von dieser Baumaßnahme nicht be-
troffen sind. 
 

  

21. Wasserwerk Gifhorn GmbH    

--- 
 

  

22. Wasserverband Gifhorn vom 01.07.2025   

Anregungen und Bedenken: - keine – 
 

  

23. Deutsche Telekom Technik GMBH, 
Technikniederlassung Nord, Braunschweig 
vom 25.06.2025 

  

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend 
Telekom genannt) - als Netzeigentümerin und 
Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - 
hat die Deutsche Telekom Technik GmbH be-
auftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und 
Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen 
sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzu-
nehmen und dementsprechend die erforderli-
chen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. 
Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
Im Planbereich befinden Telekommunikations-
linien der Telekom (siehe Lageplan).  
Der Bestand und der Betrieb der vorhandenen 
TK-Linien müssen weiterhin gewährleistet blei-
ben. 
 
Bitte beachten Sie bei Ihren weiteren Planun-
gen, dass die Telekom ggf. nicht verpflichtet 
ist, die Freiflächen – Photovoltaikanlage an ihr 
öffentliches Telekommunikationsnetz anzu-
schließen. 
 

 Die Leitung verläuft entlang des östlichen 
Randes des Feldweges. Der Leitungsverlauf 
und die geplante Gehölzanpflanzung werden 
auf mögliche Konflikte geprüft. 

24. Vodafone Kabel Deutschland GmbH    

--- 
 

  

25. Vodafone Kabel Deutschland Mittelstand 
und kommunen (KMU)  

  

--- 
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26. Ericsson Services GmbH, Contract Handling 
Group vom 10.07.2025 

  

Die Firma Ericsson wurde von der Deutschen 
Telekom Technik GmbH beauftragt, in ihrem 
Namen, Anfragen zum Thema Trassenschutz zu 
bearbeiten. 
 
Bei den von Ihnen ausgewiesenen Bedarfsflä-
chen hat die Firma Ericsson bezüglich ihres 
Richtfunks keine Einwände oder spezielle Pla-
nungsvorgaben. 
Diese Stellungnahme gilt für Richtfunkverbin-
dungen des Ericsson – Netzes und für Richt-
funkverbindungen des Netzes der Deutschen 
Telekom.  
 
Bitte richten Sie Ihre Anfragen (Ericsson und 
Deutsche Telekom) ausschließlich per Email an 
die: bauleitplanung@ericsson.com 
 

 Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine 
Richtfunktrassen bestehen. 

27. Deutsche Telekom Technik GmbH,  
Bayreuth vom 10.07.2025 

  

---siehe lfd. Nr. 26 - Stellungnahme der Ericsson 
Services GmbH vom10.07.2024--- 
 

  

28. EWE NETZ GmbH vom 30.06.2025   

In dem angefragten Bereich betreiben wir 
keine Versorgungsleitungen oder -anlagen. 
Die EWE NETZ GmbH ist daher nicht betroffen. 
 
Haben Sie weitere Fragen? Sie erreichen Ihren 
Ansprechpartner Katja Mesch unter der folgen-
den Rufnummer: 0151-74493155. 
 

 Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine 
Betroffenheit besteht. 

29. WOBCOM GmbH Wolfsburg    

--- 
 

  

30. Agentur für Arbeit, Dienststelle Gifhorn    

--- 
 

  

31. Handwerkskammer BS - Lüneburg - Stade 
vom 17.07.2025 

  

Für die Handwerkskammer Braunschweig-Lü-
neburg-Stade bestehen grundsätzlich keine Be-
denken gegen das Vorhaben zur Nutzung von 
Photovoltaikanlagen. 
 

 Es wird zur Kenntnis genommen, dass grund-
sätzlich keine Bedenken bestehen. 
Die übergeordneten Planungen sowie gesetz-
liche Grundlagen –auch der angesprochene 
§ 1a Abs. 2 BauGB– werden entsprechend 
berücksichtigt. 
 

Die im Regionalen Raumordnungsprogramm 
(RROP) festgelegten Voraussetzungen sollten 
ebenso Berücksichtigung finden wie die landes- 

 Das Land Niedersachsen hat sich zum Ziel ge-
setzt, bis 2035 Strom ausschließlich aus er-
neuerbaren Energiequellen zu produzieren. 
In diesem Zusammenhang sollen bis 2035 

mailto:bauleitplanung@ericsson.com
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und bundesrechtlichen Bestimmungen zum Im-
missionsschutz und zu den Abstandsregelun-
gen. 
Die Ziele gemäß § 1a Abs. 2 BauGB sind aus un-
serer Sicht zu würdigen, insbesondere auch der 
sparsame und schonende Umgang mit Grund 
und Boden. Eine unangemessene Flächenver-
siegelung und die zusätzliche Erwärmung der 
Erdoberfläche durch die baulichen Anlagen 
sollten vermieden werden. Die Installation auf 
bereits versiegelten Arealen wie Dachflächen in 
Gewerbe- und Industriegebieten ist aus unserer 
Sicht zu bevorzugen, um dem zusätzlichen Er-
wärmungseffekt entgegenwirken zu können. 
Wir erinnern an die Deutsche Nachhaltigkeits-
strategie der Bundesregierung, nach der bis 
2030 die tägliche Versiegelungsfläche unter 
30 ha fallen soll. 
 
Gesunde Arbeits- und Wohnverhältnisse sind 
dringlich zu wahren. 
 

auch 65 GW Strom aus PV-Anlagen ihren Bei-
trag leisten. Von den 65 GW sollen 50 GW 
auf Dächern etc. und 15 GW durch Freiflä-
chen-PV erzeugt werden. Dass hierbei nicht 
umfänglich auf bereits versiegelte Flächen 
zurückgegriffen werden kann, ist selbsterklä-
rend. Um den Vorgaben des Landes nachzu-
kommen, wird auch eine Planung auf land-
wirtschaftlichen Flächen erforderlich. Freiflä-
chen-PV-Anlagen sorgen i.d.R. nur für einen 
geringen Eingriff in den Boden, da zur Ein-
bringung die Fundamentstützen gerammt 
werden. Eine großflächige Versiegelung un-
terbleibt.  
Zu der angesprochenen Deutschen Nachhal-
tigkeitsstrategie des Deutschen Bundestages 
zählt u.a. auch der Transformationsbereich 
Energiewende und Klimaschutz, welchem die 
Gemeinde vorliegend nachkommt. Wie die-
ses mit dem 30-ha-Ziel vereinbar ist, ist an 
anderer Stelle zu entscheiden. 
Gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse wer-
den berücksichtigt. 
 

32. Industrie- und Handelskammer Lüneburg-
Wolfsburg  

  

--- 
 

  

33. Amt für regionale Landesentwicklung BS    

--- 
 

  

34. Landesamt für Geoinformation und  
Landesvermessung Niedersachsen (LGLN),  
Regionaldirektion Braunschweig-Wolfsburg, 
Katasteramt Gifhorn  

  

--- 
 

  

35. Landesamt für Bergbau, Energie und  
Geologie (LBEG) vom 30.06.2025 

  

In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen 
Belange geben wir zum o.g. Vorhaben folgende 
Hinweise: 
 

  

Hinweise 
Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaß-
nahmen erfolgen, verweisen wir für Hinweise 
und Informationen zu den Baugrundverhältnis-
sen am Standort auf den NIBIS® Kartenserver. 
Die Hinweise zum Baugrund bzw. den Bau-
grundverhältnissen ersetzen keine geotechni-
sche Erkundung und Untersuchung des Bau-
grundes bzw. einen geotechnischen Bericht. 

 Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men; es ergibt sich kein weiterer Handlungs-
bedarf. 

https://nibis.lbeg.de/cardomap3/?permalink=ZwlcGRh


 

 

- 16 - 
 

Geotechnische Baugrunderkundungen/-unter-
suchungen sowie die Erstellung des geotechni-
schen Berichts sollten gemäß der DIN EN 1997-
1 und -2 in Verbindung mit der DIN 4020 in den 
jeweils gültigen Fassungen erfolgen. 
 
Sofern Hinweise zu Salzabbaugerechtigkeiten 
und Erdölaltverträgen für Sie relevant sind, be-
achten Sie bitte unser Schreiben vom 
04.03.2024 (unser Zeichen: LID.4-L67214-07-
2024-0001). 
Sofern in diesem Verfahren Ausgleichs- und 
Kompensationsflächen betroffen sind, gehen 
wir davon aus, dass für alle Ausgleichs- und 
Kompensationsflächen die Festlegungen der 
Regionalen Raumplanung beachtet werden. In 
Rohstoffsicherungsgebieten sollten Ausgleichs 
oder Kompensationsmaßnahmen erst nach ei-
ner vollständigen Rohstoffgewinnung erfolgen, 
da sonst ein späterer Rohstoffabbau erschwert 
bzw. verhindert werden kann. Die aktuellen 
Rohstoffsicherungskarten können über den 
NIBIS® Kartenserver des LBEG eingesehen oder 
als frei verfügbarer WMS Dienst abgerufen 
werden. Zudem ist im Bereich von Ausgleichs- 
und Kompensationsflächen für erdverlegte 
Hochdruckleitungen sowie bergbauliche Leitun-
gen ein Schutzstreifen zu beachten, der von 
jeglicher Bebauung und von tiefwurzelndem 
Pflanzenwuchs freizuhalten ist. 
 
In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen 
Belange haben wir keine weiteren Hinweise o-
der Anregungen. 
 
Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel, 
mögliche Konflikte gegenüber den raumplane-
rischen Belangen etc. ableiten und voraus-
schauend berücksichtigen zu können. Die Stel-
lungnahme wurde auf Basis des aktuellen 
Kenntnisstandes erstellt. Die verfügbare Daten-
grundlage ist weder als parzellenscharf zu in-
terpretieren noch erhebt sie Anspruch auf Voll-
ständigkeit. Die Stellungnahme ersetzt nicht et-
waige nach weiteren Rechtsvorschriften und 
Normen erforderliche Genehmigungen, Erlaub-
nisse, Bewilligungen oder objektbezogene 
Untersuchungen. 
 
 
 
 
 
 

  

https://www.lbeg.niedersachsen.de/download/207638/TOeB-Anfragen_zu_Salzabbaugerechtig-_keiten_und_Erdoelaltvertraegen_im_Rahmen_von_Flurbereinigungs-_verfahren.pdf
https://nibis.lbeg.de/cardomap3/?permalink=1ngDJz0V
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36. Landwirtschaftskammer Niedersachsen, 
Bezirksstelle Braunschweig (LWK) vom 
24.07.2025 

  

Zum Bebauungsplan Nr. 113 „Freiflächen – 
Photovoltaik Clausmoor der Stadt Gifhorn wer-
den wir beteiligt und nehmen als Träger öffent-
licher Belange und aus fachlicher Sicht zu dem 
Änderungsbereich wie folgt Stellung:  
 

  

Die vorliegende Planung wird aufgestellt um 
die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen 
für die Errichtung von Freiflächen-Photovoltaik-
anlagen östlich der Stadt Gifhorn zu schaffen. 
Der Geltungsbereich umfasst insgesamt eine 
Fläche von ca. 3,8 ha.  
Bei der Fläche handelt es sich um überwiegend 
landwirtschaftlich genutzte Acker- und Grün-
landflächen, deren Böden durchschnittlich eine 
natürliche Ertragsfähigkeit von unter 25 Bo-
denpunkten aufweist. Gemäß der Bodenkarte 
des LBEG besitzen die Böden eine geringe Bo-
denfruchtbarkeit. Unseres Wissens handelt es 
sich bei dem Plangebiet um eine durch den Ei-
gentümer bewirtschaftete landwirtschaftliche 
Nutzfläche. 
 
Die Landwirtschaftskammer Niedersachsen 
steht dem weiteren Ausbau regenerativer Ener-
gien grundsätzlich positiv gegenüber und setzt 
hierbei auf einen ausgewogenen Mix der Ener-
giequellen Wind, Sonne und Biomasse.  
 
Grundsätzlich bedarf es u. E. auf regionaler und 
kommunaler Ebene planerischer Zielaussagen, 
in welchem Umfang neben der prioritären Nut-
zung von Dachflächen, Fassadenflächen, Kon-
versionsstandorten und Brachflächen eine In-
anspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen 
für die Photovoltaiknutzung angestrebt wird. 
Inwieweit die Stadt Gifhorn bereits ein Energie-
konzept entwickelt hat, ist uns nicht bekannt. 
Wir begrüßen, dass die Stadt Gifhorn einen Kri-
terienkatalog bei der Planung von Freiflächen-
PV-Projekten erstellt hat. Unter anderem sollen 
z.B. nur Flächen mit einer Bodenzahl von unter 
25 Punkten herangezogen werden oder das 
Sondergebet FF-PV nur maximal 10 ha groß 
sein.  
 
Neben der Bodengüte sind weitere agrarstruk-
turelle Aspekte in die Betrachtung einzubezie-
hen, die zu berücksichtigen und im weiteren 
Verfahren abzuarbeiten sind:  

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die 
Landwirtschaftskammer Niedersachsen dem 
Ausbau regenerativer Energien grundsätzlich 
positiv gegenüber steht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es erfolgt ein Hinweis in der Begründung auf 
zu berücksichtigende agrarstrukturelle As-
pekte. 
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-  Bezüglich der Überplanung und der Nutzung 

landwirtschaftlicher Wirtschaftswege und Flä-
chen sind einvernehmliche Regelungen mit 
den Bewirtschaftern der Anliegerflächen und 
evtl. mit der örtlichen Jagdgenossenschaft zu 
treffen.  

 
- Konkrete Aussagen zu Ausgleichs- und Ersatz-

maßnahmen liegen derzeit noch nicht vor. Zu 
prüfen ist, inwiefern hier überhaupt ein Kom-
pensationsbedarf aus der Inanspruchnahme 
von intensiv genutzter Ackerfläche resultiert, 
da insgesamt eine Aufwertung stattfindet. 
Eventuelle Maßnahmen sind unter dem As-
pekt der größtmöglichen Schonung von Grund 
und Boden (§ 1a BauGB) umzusetzen.  

 
- Es wird vorausgesetzt, dass die Funktionsfä-

higkeit überplanter Beregnungseinrichtungen 
oder Dränageleitungen, soweit diese auch für 
angrenzende und weiter landwirtschaftlich 
genutzte Flächen eine Funktion übernehmen, 
erhalten bleibt. Eine Beregnung der angren-
zenden Flächen muss uneingeschränkt erhal-
ten bleiben.  

 
- Durch die angrenzende Feldbewirtschaftung 

sind Immissionen im Bereich des Plangebiets 
zu erwarten, die grundsätzlich als ortsüblich 
zu tolerieren sind. Neben Stäuben ist hier vor 
allem die Abdrift von Beregnungswasser zu 
nennen  

 
Wir stellen zusammenfassend fest, dass sich 
kategorische Ausschlussgründe auf Grundlage 
der Planunterlagen nicht ergeben, durch die 
Planung aber grundsätzlich land- und forstwirt-
schaftliche Belange berührt werden. Inwieweit 
die Vorgaben des Kriterienkatalogs bei der Pla-
nung Berücksichtigung finden, ist der vorlie-
genden Bauleitplanung nicht zu entnehmen. 
Eine Gesamtkonzeption für die Steuerung von 
Potentialflächen unter Beachtung agrarstruk-
tureller Gesichtspunkte ist den Planunterlagen 
ebenfalls nicht zu entnehmen. Ohne eine solche 
Konzeption kann die Ausweisung von PV-
Standorten auf landwirtschaftlich genutzten 
Flächen aber nicht abschließend bewertet wer-
den.  
Im weiteren Verfahren bitten wir die vorge-
nannten Belange zu berücksichtigen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass Aus-
schlussgründe nicht vorliegen. Die Standort-
diskussion erfolgt auf Ebene der vorbereiten-
den Bauleitplanung (Flächennutzungsplan) 
und wird auch ebenda abgehandelt. Wie be-
reits oben richtig beschrieben, wurden sei-
tens der Stadt Kriterien für die Errichtung von 
Freiflächen-PV-Anlagen festgelegt. Ein voll-
umfängliches Konzept zur Steuerung von Po-
tentialflächen hingegen ist nicht zwingend er-
forderlich. 
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37. Landwirtschaftskammer Niedersachsen, 
Forstamt Südostheide vom 25.07.2025 

  

Hiermit nimmt das Forstamt Südostheide, aus 
Sicht der Waldbelange, Stellung. 
 
Im Südosten des Planbereichs befindet sich ein 
Waldbestand, welcher mit einem Abstand, zum 
Schutz der Waldbelange, bedacht wurde. Aller-
dings geht aus dem Planungspapier für die 
Umsetzung von Freiflächenphotovoltaikanla-
gen vom NLT, ein Waldabstand von 50 m, her-
vor. (Planung von Freiflächen-Photovoltaikan-
lagen in Niedersachsen - Hinweise und Empfeh-
lungen aus der Perspektive der Raumordnung 
(2022 und 2023)). Als Punkte für diesen Ab-
stand nennt das NLT: Schutz vor Verschattung, 
Schutz vor Beeinträchtigung der Waldränder 
und beidseitiger Brandschutz. Zudem ist davon 
auszugehen, dass sich die Solarmodule im Som-
mer stark erhitzen und somit, über die Thermik, 
ein Kaltluftstrom aus dem Wald erzeugt wird. 
Das kann zur Erwärmung der umliegenden 
Waldflächen führen und den Trockenstress der 
Vegetation erhöhen. Dadurch könnte die Vitali-
tät der Waldränder sinken. Daher sollte der 
Waldabstand auf 50 m erhöht werden. 
 

  
 
 
Bei den in der Stellungnahme benannten 
50 m des NLT handelt es sich –wie richtig 
wiedergegeben– um eine Empfehlung. Diese 
Empfehlung ist, genauso wie der raumordne-
rische 100-m-Abstand der Abwägung der Ge-
meinden zugänglich. Nicht ohne Grund wird 
auch bereits schon in der Raumordnung auch 
ein Abstand von bis zu 35 m für möglich ge-
halten. Dabei ist darauf hinzuweisen, dass es 
sich im Rahmen der Raumordnung um jegli-
ches Bauvorhaben handeln kann. Eine Freiflä-
chen-PV-Anlage besitzt hingegen eine höhere 
Biodiversität als z.B. ein Gewerbegebiet. Die 
in dem NLT-Papier genannte Verschattung, 
die verschiedenen Funktionen des Waldran-
des, der Brandschutz und der Schutz der PV-
Anlagen durch umstürzende Bäume können 
auch bei einem Abstand von 35 m gehalten 
werden.  
Durch die Wahrung des Waldabstandes unter 
Anlage von dauerhaft geschlossenen Grün-
strukturen wird der Trockenstress für an-
grenzende Waldflächen minimiert. 
 

38. Niedersächsisches Forstamt Unterlüß    

---  
 

  

39. NLWKN, Nds. Landesbetrieb für Wasser-
wirtschaft, Küsten- und Naturschutz  

  

---  
 

  

40. Niedersächsisches Umweltministerium    

---  
 

  

41. Dachverband der Beregnungsverbände im 
Landkreis Gifhorn – Geschäftsstelle  

  

---  
 

  

42. Unterhaltungsverband Mittelaller    

---  
 

  

43. Aller-Ohre-Ise-Verband vom 02.07.2025   

Gegen den oben genannten Bebauungsplan 
Nr. 113 bestehen seitens des Aller-Ohre-Ise-
Verbandes keine Bedenken. 
 
 

 Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine 
Bedenken bestehen. 
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44. Wasserverband Untere Ise    

---  
 

  

45. Isenbütteler Bewässerungsverband    

---  
 

  

46. Bundespolizei-Fliegerstaffel Gifhorn  
vom 25.06.2025 

  

Belange des Flugdienstes der Bundespolizei 
werden von den Bauvorhaben nicht berührt. 
 

 Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine 
Bedenken bestehen. 

47. Freiwillige Feuerwehr Gifhorn    

---  
 

  

48. Bundespolizeidirektion Hannover,  
Sachbereich 34  

  

---  
 

  

49. Polizeiinspektion Gifhorn vom 25.06.2025   

Aus polizeilicher Sicht keine Bedenken. 
 

  

50. Bundesamt für Infrastruktur, Umwelt-
schutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 
(BAIUDBw), Referat Infra I 3 vom 25.06.2025 

  

Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und 
Rechtslage werden Verteidigungsbelange nicht 
beeinträchtigt. Es bestehen daher zum angege-
benen Vorhaben seitens der Bundeswehr als 
Träger öffentlicher Belange keine Einwände. 
 

 Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine 
Bedenken bestehen. 

51. Staatliches Gewerbeaufsichtsamt  
vom 21.07.2025 

  

Bezüglich der vom Staatl. Gewerbeaufsichts-
amt Braunschweig zu vertretenden Belange be-
stehen gegen das o.a. Vorhaben keine Ein-
wände. 
 

 Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine 
Bedenken bestehen. 

52. LGLN, Regionaldirektion Hannover, Kampf-
mittelbeseitigungsdienst vom 25.06.2025 

  

Sie haben den Kampfmittelbeseitigungsdienst 
(KBD) Niedersachsen beim Landesamt für 
Geoinformation und Landesvermessung Nie-
dersachsen (LGLN), Regionaldirektion Hameln - 
Hannover als Träger öffentlicher Belange gem. 
§ 4 Baugesetzbuch (BauGB) oder im Rahmen 
einer anderen Planung um Stellungnahme ge-
beten. Diese Stellungnahme ergeht kostenfrei. 
Im Zweiten Weltkrieg war das heutige Gebiet 
des Landes Niedersachsen vollständig durch 
Kampfhandlungen betroffen. In der Folge kön-
nen heute noch nicht detonierte Kampfmittel, 
z.B. Bomben, Minen, Granaten oder sonstige 
Munition im Boden verblieben sein. Daher 

 Die Stellungnahme wird an den Investor wei-
tergeleitet zur Einholung einer entsprechen-
den Auswertung. 
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sollte vor geplanten Bodeneingriffen grund-
sätzlich eine Gefährdungsbeurteilung hinsicht-
lich der Kampfmittelbelastung durchgeführt 
werden. 
 
Eine mögliche Maßnahme zur Beurteilung der 
Gefahren ist eine historische Erkundung, bei 
der alliierte Kriegsluftbilder für die Ermittlung 
von Kriegseinwirkungen durch Abwurfmunition 
ausgewertet werden (Kriegsluftbildauswer-
tung). Eine weitere Möglichkeit bietet die Son-
dierung durch eine gewerbliche Kampfmittel-
räumfirma. Bei der zuständigen Gefahrenab-
wehrbehörde (in der Regel die Gemeinde) sollte 
sich vor Bodeneingriffen über die vor Ort gel-
tenden Vorgaben informiert werden. Bei kon-
kreten Baumaßnahmen berät der KBD zudem 
über geeignete Vorgehensweisen. 
 
Hinweis:  
Eine Kriegsluftbildauswertung kann beim KBD 
beauftragt werden. Die Auswertung ist gem. 
§ 6 Niedersächsisches Umweltinformationsge-
setz (NUIG) in Verbindung mit § 2 Abs. 3 Nie-
dersächsisches Verwaltungskostengesetz 
(NVwKostG) auch für Behörden kostenpflichtig. 
Eine Kriegsluftbildauswertung ist im Rahmen 
dieser Stellungnahme nicht vorgesehen und 
aus personellen Gründen nicht möglich, da pri-
oritär Anträge nach NUIG bearbeitet werden. 
Ein Auszug aus dem Kampfmittelinformations-
system ist ebenfalls nicht mehr vorgesehen. 
Der KBD informiert die zuständigen Gefahren-
abwehrbehörden unmittelbar über Ergebnisse 
durchgeführter Auswertungen. Dabei erkannte 
Kampfmittelbelastungen sind den Gefahrenab-
wehrbehörden daher bereits bekannt. 
Sofern eine kostenpflichtige Kriegsluftbildaus-
wertung durchgeführt werden soll, bitte ich um 
entsprechende schriftliche Auftragserteilung 
unter Verwendung des Antragsformulars und 
der Rahmenbedingungen, die Sie über folgen-
den Link abrufen können: 
https://kbd.niedersachsen.de/startseite/allge-
meine_informationen/kampfmittelbeseiti-
gungsdienst-niedersachsen-207479.html 
 

 . 

53. Deutsche Bahn AG, DB Immobilien     

---  
 
 
 
 

  

https://kbd.niedersachsen.de/startseite/allgemeine_informationen/kampfmittelbeseitigungsdienst-niedersachsen-207479.html
https://kbd.niedersachsen.de/startseite/allgemeine_informationen/kampfmittelbeseitigungsdienst-niedersachsen-207479.html
https://kbd.niedersachsen.de/startseite/allgemeine_informationen/kampfmittelbeseitigungsdienst-niedersachsen-207479.html
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54. EBA, Eisenbahn-Bundesamt vom 
30.06.2025 

  

Vielen Dank für Ihr Schreiben vom 24. Juni 
2025, Az. 612102113 zur Beteiligung des Eisen-
bahn-Bundesamtes als Träger öffentlicher Be-
lange bei der Aufstellung des Bebauungsplanes 
Nr. 113 Photovoltaikanlage „Clausmoor“. 
Die Belange des Eisenbahn-Bundesamtes Au-
ßenstelle Hannover als Planfeststellungsbe-
hörde für die Eisenbahnen des Bundes werden 
von der o.g. Bauleitplanung nicht berührt.  
Insofern bestehen keine Bedenken. 
Auf eine weitere Beteiligung im Verfahren kann 
aus meiner Sicht verzichtet werden. 
 

 Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine 
Bedenken bestehen. 

55. NLSTBV - Nds. Landesbehörde für Straßen-
bau und Verkehr, Geschäftsbereich Wolfenbüt-
tel vom 25.06.2025 

  

Der o.a. Bebauungsplanentwurf weist eine Son-
dergebietsfläche Photovoltaik in einer Entfer-
nung von größer 1.300 m südlich bzw. westlich 
der Bundesstraße 188 innerhalb der Gemar-
kung Gifhorn aus. Belange, die in der Zustän-
digkeit des regionalen Geschäftsbereiches Wol-
fenbüttel liegen, werden mit derzeitigen Plan-
stand nicht berührt.  
Die verkehrliche Erschließung ist über vorhan-
dene Feldwege und Gemeindestraßen geplant, 
hier dem Lehmweg.  
Gegen den Bebauungsplanentwurf bestehen 
somit keine grundsätzlichen Bedenken.  
Ich weise ich darauf hin, dass in dieser Stellung-
nahme die Belange der zivilen Luftfahrt nicht 
enthalten sind. Das zuständige Dezernat 42 des 
zentralen Geschäftsbereiches ist bei Bedarf ge-
sondert zu beteiligen.  
Unter der Voraussetzung, dass der vorstehende 
Hinweis im weiteren Bauleitplanverfahren be-
rücksichtigt wird, stimme ich dem o. a. Bebau-
ungsplanentwurf in straßenbau- und verkehrli-
cher Hinsicht zu.  
Bedenken und Anregungen behalte ich mir im 
Rahmen der Stellungnahme nach § 4 (2) BauGB 
vor. 
 

 Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine 
grundsätzlichen Bedenken bestehen. 

56. Luftfahrtbehörde Niedersachsen,  
Dezernat 42, ZGB Hannover vom 24.07.2025 

  

Gegen die o.g. Planungen bestehen aufgrund 
der von meiner Behörde wahrzunehmenden 
luftverkehrsrechtlichen Belange keine Beden-
ken. Die luftrechtliche Zustimmung gemäß § 14 
LuftVG ist hier nicht erforderlich, da das Bau-

 Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine 
Bedenken bestehen. 
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werk die Höhe von 100 m über Grund außer-
halb von Bauschutzbereichen nicht überschrei-
tet.  
Eine Entscheidung des Bundesaufsichtsamtes 
für Flugsicherung (BAF) gemäß § 18a LuftVG ist 
nicht erforderlich, da keine Anlagenschutzbe-
reiche ziviler Flugsicherungsanlagen betroffen 
sind.  
Belange der militärischen Luftfahrt bleiben un-
berührt. Diese werden vom Bundesamt für Inf-
rastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen 
der Bundeswehr, Fontainengraben 200, 
53123 Bonn, wahrgenommen. 
 

  

57. Verkehrsgesellschaft Landkreis Gifhorn 
vom 25.06.2025 

  

Wir die VLG haben keine Einwände gegen den 
Bebauungsplan Nr. 113 der Stadt Gifhorn. 
 

 Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine 
Einwände bestehen. 

58. Bischof-Brauner GbR   

---  
 

  

59. Bischöfliches Generalvikariat    

---  
 

  

60. Evangelisch-luth. Kirche, Kirchenamt Gif-
horn  

  

---  
 

  

61. Katholische Kirchengemeinde St. Altfrid    

---  
 

  

62. Katholische Kirchengemeinde St. Bernward    

---  
 

  

63. Bundesanstalt für Immobilienaufgaben, 
Hauptstelle Portfoliomanagement  

  

---  
 

  

64. Staatliches Baumanagement    

---  
 

  

65. BUND, Bund für Umwelt und Naturschutz 
Deutschland e.V.  

  

---  
 

  

66. City-Gemeinschaft Gifhorn e.V.    

---  
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67. KONU, Koordinationsstelle der Natur- und  
Umweltschutzverbände im Landkreis Gifhorn 
vom 24.07.2025 

  

Im Namen der nebenstehend genannten Ver-
bände nehme ich wie folgt zu dem beantragten 
Vorhaben Stellung: 
 

  

Grundsätzlich geben wir Photovoltaik-Modulen 
auf bestehenden Gebäuden und bereits versie-
gelten Bereichen den Vorzug vor einer Frei-
raumnutzung, um das knappe Gut Fläche für 
andere wichtige Nutzungen zu erhalten. 
 
In Deutschland genügen die bei Sonne und 
Wind erzeugten Stromleistungen bereits jetzt, 
um den Bedarf zu decken. Problematisch bleibt 
die „Dunkelflaute“, das ist die Zeit, in der we-
der Photovoltaik noch Windenergieanlagen 
ausreichend produzieren. Dies ist selbstver-
ständlich von der Witterung abhängig und gilt 
daneben in jeder Nacht. Während dieser Zeit 
sind die Stromanbieter Deutschlands bislang 
auf CO2-emmittierende Kraftwerksproduktio-
nen oder Stromimporte angewiesen. 
(siehe Bundesnetzagentur: www.smard.de) 
U.a. deshalb ist es enorm wichtig, die geplante, 
zusätzliche Stromproduktion entweder direkt 
an einen Verbraucher zu liefern oder aber den 
Strom zu speichern und während der „Dunkel-
flaute“ bereitzustellen. 
Daher gehört unseres Erachtens zu einer sinn-
haften Planung zwingend, die Nutzung des 
Stroms in die Planung von Solarparks einzube-
ziehen. Das scheint in der Stadt Gifhorn noch 
nicht der Fall zu sein und sollte unbedingt ge-
schehen. 
 
 
 
 
 
 

 Das Land Niedersachsen hat sich zum Ziel ge-
setzt, bis 2040 Strom ausschließlich aus er-
neuerbaren Energiequellen zu produzieren. 
In diesem Zusammenhang sollen bis 2035 
auch 65 GW Strom aus PV-Anlagen ihren Bei-
trag leisten. Von den 65 GW sollen 50 GW 
auf Dächern etc. und 15 GW durch Freiflä-
chen-PV erzeugt werden. Dass hierbei nicht 
umfänglich auf bereits versiegelte Flächen 
zurückgegriffen werden kann, ist selbsterklä-
rend. Um den Vorgaben des Landes nachzu-
kommen, wird auch eine Planung auf land-
wirtschaftlichen Flächen erforderlich. Freiflä-
chen-PV-Anlagen sorgen i.d.R. nur für einen 
geringen Eingriff in den Boden, da zur Ein-
bringung die Fundamentstützen gerammt 
werden. Eine großflächige Versiegelung un-
terbleibt.  
Dass hierdurch landwirtschaftliche Nutzflä-
chen zumindest temporär verloren gehen ist 
unstrittig. Das Land Niedersachsen hat zu-
sätzlich zur Schonung hochwertiger landwirt-
schaftlicher Produktionsflächen geregelt, 
dass vorzugsweise Flächen mit geringeren 
Bodenwerten (unter 50 Bodenpunkten) hier-
für in Anspruch genommen werden sollen. 
Die städtischen Kriterien unterschreiten die-
sen Zielwert weitgehend.  
Grundsätzlich wäre es wünschenswert, dass 
der erzeugte Strom auch direkt vor Ort von 
einem Verbraucher genutzt werden würde. 
Allein die Rahmenbedingungen geben vor, 
dass der Strom in ein übergeordnetes Netz 
einzuspeisen ist. Ebenda sind auch entspre-
chende Speicherkapazitäten vorzuhalten. 
 

Das im Auftrag des BMUV arbeitende "Kompe-
tenzzentrum für Naturschutz und Energie-
wende" (KNE) verweist auf eine Studie der 
TH Bingen von Hietel, E., Lenz, C., Schnaubelt, 
H.L. (2021): „Untersuchungsbericht zum For-
schungsprojekt „Wissenschaftliche Untersu-
chungen zur Entwicklung eines Modellkonzepts 
für naturverträgliche und biodiversitätsfreund-
liche Solarparks“. lm Fazit (S. 36) wird empfoh-
len, „dass z.B. die Tiefe der Modultische nicht 
zu groß sein sollte (nicht mehr als 5 m), der 

 Grundsätzlich handelt es sich bei der Errich-
tung von Freiflächen-PV-Anlagen um eine 
bauliche Inanspruchnahme i.d.R. von freier 
Landschaft. Eine entsprechende Anlage kann 
ggf. "naturverträglicher" hergestellt werden. 
Dabei haben bereits bestehende Solarparks 
in der "klassischen" Ausführung gezeigt, dass 
sich auch dort eine entsprechende Flora und 
Fauna entwickeln konnte. Zusätzlich ist nicht 
zu vergessen, dass es sich bei den in An-
spruch genommenen Flächen um Ackerland 

http://www.smard.de/
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Modulreihenabstand nicht zu klein sein sollte 
(mind. 3,5 m, besser 6 m), … 
 
Auch die „Hinweise für einen naturverträgli-
chen Ausbau von Freiflächen-Photovoltaikanla-
gen“ des Niedersächsischen Landkreistags 
empfehlen auf Seite 244 einen Mindestabstand 
der Modulunterkante zum Boden von 0,8 Me-
tern, einer maximalen überspannten Tiefe der 
Modultische von nicht mehr als 5 Metern und 
einem Abstand der Modulreihen von 3,5, bes-
ser 5 Metern. 
 
Wir fordern, die Maße der Modulreihen ent-
sprechend zu planen, weil dies maßgeblich für 
den ökologischen Wert eines Solarparks ist.  
 

handelt, welches aufgrund der dort gepflanz-
ten Monokulturen nicht unbedingt für eine 
hohe Biodiversität steht. Gleichfalls würden 
kleinere Modultische und ein höherer Ab-
stand zu den Modulreihen dazu führen, dass 
das o.g. Ziel des Landes von 15-GW-Freiflä-
chen-PV-Anlagen mit einem höheren Flä-
chenverbrauch zu erreichen wäre. Dieses ist 
aus Sicht der Stadt auch unter Berücksichti-
gung der landwirtschaftlichen Belange und 
ihrer Versorgungsfunktion nicht vertretbar. 
Auch ist der Stadt bewusst, dass sich unter 
den Modulen das Grünland, aufgrund von 
Verschattungen und eingeschränktem Nie-
derschlagswasserzufluss, nicht derart entwi-
ckeln kann, wie in den Abständen zwischen 
den Modulen. Es wird an dieser Stelle noch 
einmal deutlich darauf hingewiesen, dass die 
Zielausrichtung der Planung nach Aufgabe 
der Solarnutzung eine Rückführung in land-
wirtschaftliche Produktionsfläche darstellt 
und nicht Ziel ist, ein geschütztes Biotop zu 
entwickeln. 
 

Weiter bitten wir, zur Offenlegung gemäß § 4 
(2) BauGB das geplante Layout des Vorhabens 
darzustellen. 
 

 Es handelt sich bei dem Bebauungsplan um 
einen sog. "Angebotsplan", so dass kein kon-
kretes Konzept vorliegen muss. Diese Pla-
nung würde keine Rechtsverbindlichkeit ent-
falten. 
 

Daneben ist ein vollständiger Umweltbericht 
inklusive Bilanz und ggf. Ausgleichsmaßnah-
men notwendig, um die Planung abschließend 
naturschutzfachlich beurteilen zu können.  
 
Insbesondere fehlt uns bislang die Erörterung 
von Offenlandarten wie Feldlerche, Rebhuhn 
oder Schafstelze, die auf der Planfläche vor-
kommen könnten. 
 

 Der Umweltbericht und die Eingriffs-Aus-
gleichs-Bilanzierung werden im nächsten Ver-
fahrensschritt ergänzt.  
 
 
Gleiches gilt in diesem Zusammenhang für 
die artenschutzrechtliche Kartierung. 
 

Die Arbeitshilfe des Niedersächsischen Land-
kreistags (NLT) "Planung von Freiflächen-Pho-
tovoltaikanlagen in Niedersachsen" (Okt. 2022; 
S. 39) sieht aus verschiedenen Gründen einen 
Mindestabstand von Modulen zu Wald von 
50 m vor. Wir appellieren eindrücklich, diesen 
Abstand einzuhalten. 
 

 Bei den in der Stellungnahme benannten 
50 m des NLT handelt es sich –wie richtig 
wiedergegeben– um eine Arbeitshilfe. Diese 
Empfehlung ist, genauso wie der raumordne-
rische 100-m-Abstand der Abwägung der Ge-
meinde zugänglich. Nicht ohne Grund wird 
auch bereits schon in der Raumordnung auch 
ein Abstand von bis zu 35 m für möglich ge-
halten. Dabei ist darauf hinzuweisen, dass es 
sich im Rahmen der Raumordnung um jegli-
ches Bauvorhaben handeln kann. Eine Freiflä-
chen-PV-Anlage besitzt hingegen eine höhere 
Biodiversität als z.B. ein Gewerbegebiet. Die 
in dem NLT-Papier genannte Verschattung, 
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die verschiedenen Funktionen des Waldran-
des, der Brandschutz und der Schutz der PV-
Anlagen durch umstürzende Bäume können 
auch bei einem Abstand von 35 m gehalten 
werden.  
 

Die Module sollten im Bedarfsfall ohne chemi-
sche Reinigungszusätze, d.h. ausschließlich mit 
Wasser gesäubert werden. 
 

 Dieser Ansatz sollte allgemeine Rechtsauffas-
sung darstellen und bedarf keiner weiterge-
henden Regelung im Bebauungsplan. 
 

Wir meinen, dass die geplanten Heckenpflan-
zungen, die ihre volle Wirkung erst nach Jahren 
entfalten werden, nicht verhindern können, 
dass die Module eine Verschlechterung des 
Landschaftsbildes und der Erholungsfunktion 
bedeuten. Daher fordern wir zum Ausgleich des 
Landschaftsbildes weiterhin die Zahlung eines 
entsprechenden Ersatzgeldes. 
 

 Dass für Ausgleichsmaßnahmen ein gewisser 
Entwicklungszeitraum erforderlich ist, ist be-
kannt und entspricht den rechtlichen Anfor-
derungen an die Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzie-
rung. Auch wenn bei einer der letzten großen 
Novellierungen die Zulässigkeit von Ersatz-
geldzahlungen in der Bauleitplanung disku-
tiert wurde, sind diese nicht in die abschlie-
ßende Fassung eingeflossen. Insofern fehlt 
aktuell schlicht die Rechtsgrundlage hierfür. 
 

Zum Schluss empfehlen wir, mit dem Betreiber 
eine Absicherung zum Rückbau der Anlage 
nach Ablauf des Pachtzeitraums zu vereinba-
ren, die sowohl rechtssicher (ggf. Nachfolgebe-
treiber) als auch finanziell ausreichend hoch ist 
 
Bitte informieren Sie uns über den Fortgang 
des Verfahrens. 
 

 Die erforderlichen vertraglichen Vereinba-
rungen werden geprüft. 

68. Landvolk Niedersachsen, Kreisverband Gif-
horn-Wolfsburg e.V.  

  

---  
 

  

69. ASG - Abwasser- und Straßenreinigungsbe-
trieb vom 15.07.2025 

  

Aus abwassertechnischer Sicht ergeben sich 
keine Anmerkungen. 
 

  

70. GEG - Gifhorner Grundstücks- und Erschlie-
ßungsgesellschaft mbH  

  

---  
 

  

71. WiSta - Wirtschaftsförderung und Stadt-
marketing Gifhorn GmbH  

  

---  
 

  

72. Fachbereich 32 – Ordnung    

---  
 

  

73. Fachbereich 40 – Bildung und Jugend   

---    
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74. Fachbereich 41 – Kultur und Soziales   

--- 
 

  

75. Fachbereich 60 – Bauverwaltung    

---  
 

  

76. Fachbereich 63 – Bauordnung    

---  
 

  

77. Fachbereich 65 – Tiefbau    

---  
 

  

78. Gleichstellungsbeauftragte Stadt Gifhorn    

---  
 

  

 
 
 

II. Private 

 

D 1. Private Person I. vom 15.07.2025   

Durch Zufall habe ich die Information zum Be-
bauungsplan für die geplante Photovoltaikan-
lage bekommen. 
Als Anwohner dieses Gebiets muss ich leider 
feststellen, dass Kriterien, die von Ihnen (der 
Stadt Gifhorn) in der Änderung des Flächennut-
zungsplanes Nr. 131 vorgegeben sind, ignoriert 
werden. 
Der Abstand zu unabhängigen Wohnnutzungen 
muss größer als 100 m sein. 
Dieses ist an der westlichen Seite der geplanten 
Anlage zur Hausnummer 105 nicht gegeben. 
Eine Korrektur ist erforderlich. 
Des Weiteren soll eine Hecke gepflanzt werden, 
damit sich die geplante Anlage in den Sied-
lungskörper und Landschaftsraum einfügt. 
Diese darf aber auf eine Höhe von 2,3 m ge-
kürzt werden. Die Modulfelder hingegen haben 
eine Höhe von 3,5 m. 
Wie lässt sich das mit dem Landschaftsraum 
vereinigen? 

  
 
Die Kriterien des Flächennutzungsplans wur-
den berücksichtigt. Bei der vorliegenden Be-
bauung handelt es sich um eine ehemalige 
Hof- und Bauernstelle im Außenbereich, wel-
che nicht den gleichen Abstand gem. Kriteri-
enkatalog erzeugt wie der ebenda formu-
lierte Abstand zu unabhängigen Wohnnut-
zungen von über 100 m. Vorliegend handelt 
es sich um ein Wohnen im Kontext mit land-
wirtschaftlichen Nutzungen im Umfeld, wel-
ches u.a. durch die nordöstlich angrenzende 
Biogasanlage dokumentiert wird. Infolgedes-
sen ist der 100 m Abstand hier nicht anwend-
bar. 
 
Dem Einwand wird gefolgt; die Begrenzung 
der Rückschnitthöhe der Hecke wird auf 
3,50 m beschränkt. 
 
 

Das minimale Höhenmaß der Hecke sollte ge-
ändert werden. 
Im Lageplan sind erhaltungswürdige Bäume 
eingezeichnet. Diese Bäume wurden vom Ei-
gentümer vorsorglich schon im August 2024 
gefällt. Dieser Vorgang ist auch dem Landkreis 
und der Polizei bekannt. 
 
In Summe ist es mir unbegreiflich, wie man als 
verantwortliche Stadtverwaltung mit den 

  
 
Die ehemals bestehenden Bäume südlich des 
Grabens werden in dem Bebauungsplan als 
neu zu pflanzen festgesetzt. 
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selbst gesetzten Kriterien diesen Bereich mit 
der vorhandenen Wohnbebauung und dem an-
grenzenden Landschaftsschutzgebiet für Frei-
flächen-Photovoltaik aussuchen kann. 
Es gibt mit Sicherheit geeignetere Flächen. 
 

Die vorliegende Fläche erfüllt die genannten 
Kriterien, so dass eine grundsätzliche Eignung 
besteht. An der Planung wird festgehalten. 

 


